wechselseitige
GENERALVOLLMACHT UND VORSORGEVOLLMACHT

Hiermit erteilen wir




______________________
__________________________
Name                            


 Name

________________________________

______________________________________

Vorname                              


Vorname

________________________________

______________________________________
(Geburtsname)                          

(Geburtsname)

________________________________

______________________________________

Straße                                      

Straße

________________________________

______________________________________

PLZ, Wohnort                          


 PLZ, Wohnort
uns wechselseitig Generalvollmacht, das heißt, der eine Partner bevollmächtigt den jeweils anderen, ihn in allen persönlichen und vermögensrechtlichen Angelegenhei​ten, soweit dies gesetzlich zulässig ist, zu vertreten.
Diese Vollmacht kann für einzelne, von dem/der Bevollmächtigten zu bestimmende vermögensrechtliche Rechtsgeschäfte an einen Dritten übertragen werden.
Der/die Bevollmächtigte ist auch befugt, Rechtsgeschäfte mit sich im eigenen Namen unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB und als Vertreter Dritter vorzunehmen. Diese Vollmacht soll auch dann wirksam bleiben, wenn für den Voll​machtgeber gerichtlich eine Betreuung nach dem Betreuungsgesetz angeordnet werden sollte. Diese Vollmacht erlischt nicht durch Tod oder Geschäftsunfähigkeit des Vollmachtgebers.
Diese Vollmacht umfasst insbesondere das Recht,
- mein Vermögen zu verwalten, über sämtliche Vermögensgegenstände zu verfügen,

  Vermögen zu erwerben, zu veräußern oder zu belasten, Verbind​lichkeiten einzugehen

  und Verträge abzuschließen;

- die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung gegenüber Privatpersonen,

  Behörden einschließlich der Steuerbehörden, und Gerichten und die Vertre​tung in 

  allen Vermögens-, Bank-, Steuer-, Versorgungs-, Renten-, Sozial-, Versicherungs- 

  und sonstigen Rechtsangelegenheiten;

- die Eingehung von Verbindlichkeiten, namentlich das Abschließen von Dar​lehens- und

  sonstigen Kreditverträgen;

- die Kündigung von Rechtsverhältnissen und Entgegennahme von Kündigun​gen;

- die Entgegennahme und Vornahme von Zahlungen;

- Geschäftsähnliche Handlungen (z.B. Mahnungen, Auskünfte, Quittungen usw.);

- die Beantragung von Pflegegeld und sonstigen Leistungen gegenüber der

  Krankenkasse, Sozialträgern und sonstigen Institutionen;

- die Beantragung und Verwaltung von Renten oder von Versorgungsbezügen oder 

  von  Sozialhilfe;

- die Abgabe von Willenserklärungen bezüglich meiner Konten, Depots und Safes;

- die Entgegennahme von für mich bestimmter Post, deren Öffnung sowie die

  Entscheidung über den Fernmeldeverkehr. Dies beinhaltet die Berechtigung

  zur Abgabe aller hiermit zusammenhängenden Willenserklärungen 

  (z.B. Vertragsabschlüsse, Kündigungen etc.);

- sonstige geschäftsähnliche Handlungen und alle Verfahrenshandlungen;

- alle notwendigen Erklärungen abzugeben, die mit der Bestimmung des Auf​enthalts

  verbunden sind, einschließlich der Kündigung meiner/unserer Woh​nung und der

  Unterbringung in einem Heim. In diesem Zusammenhang ist der/die Bevollmächtigte

  ausdrücklich berech​tigt, über meine Unterbringung mit freiheitsentziehender Wirkung

  (§ 1906 Abs. 1 BGB) und über freiheitsentziehende Maßnahmen (z.B. Bettgitter,

  Gurte, Medikamente u. a.) in einem Heim oder in einer sonstigen Einrichtung 

  (§ 1906 Abs. 4 BGB) zu entscheiden, solange dergleichen zu meinem 

  Wohle erforderlich ist.

- meine Interessen und Rechte gegenüber Ärzten, Krankenhäusern, Pflege​heimen 

  etc. wahrzunehmen, meine Krankenunterlagen einzusehen, alle nöti​gen Auskünfte 

  und Informationen zu verlangen und Entscheidungen über Untersuchungen. 

  Heilbehandlungen und ärztliche Eingriffe zu treffen. Dazu gehören namentlich 

  Einwilligungen in ärztliche Maßnahmen und Operationen sowie Entscheidungen über 

  die Aufnahme und den Abbruch einer bestimm​ten Behandlung.

  Die betroffenen Personen, wie z.B. behandelnde Ärzte, Leistungsträger i. S. d. 

  § 35 Abs. 1 SGB l und sonstige Behörden etc. werden dazu von ihrer 

  Schweigepflicht und Geheimhaltungspflicht entbunden.

Durch diese Vollmacht soll die gerichtliche Bestellung eines Betreuers nach dem Betreuungsgesetz vermieden werden. Der/die Bevollmächtigte soll daher erst dann von der Vollmacht Gebrauch machen, wenn der Vollmachtgeber nicht mehr für sich selbst sorgen kann oder von amtlicher Seite - aus welchem Grund auch immer - ei​ne Betreuung nach dem Betreuungsgesetz angeordnet werden soll. Diese Anwei​sung gilt nur im Innenverhältnis, im Außenverhältnis gegenüber Dritten gilt die Voll​macht dagegen unbeschränkt.

___________________________


________________________________

Ort






Datum

__________________________


_________________________________

Unterschrift des Ehemannes



Unterschrift der Ehefrau

